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Wahlen ohne Wahlmöglichkeiten

Oppositionsparteien wie die Candlelight Party können zwar optisch noch Räume besetzen. De facto
sind sie aber wirkungslos gegen die regierende CPP. ©Simon Kaack/südostasien

Kambodscha: Von politischen Unruhen über Einschränkungen der Meinungsfreiheit bis zu
Massenprozessen gegen Oppositionsmitglieder – der demokratische Raum schwindet.

Kambodscha blickt auf eine lange Geschichte politischer Unruhen zurück, darunter die Zeit der
Kolonisierung durch Frankreich, die Herrschaft der Roten Khmer, die Zeit des Bürgerkriegs und der
gewalttätige Fraktionszwang, der die Zeit der Kambodschanischen Volkspartei (CPP) geprägt hat.



1991 wurden die Pariser Friedensabkommen unterzeichnet, die den Weg für freie und faire Wahlen
ebneten und Kambodscha zu einer konstitutionellen Monarchie machten. Nach der Einrichtung der
UN-Übergangsbehörde für Kambodscha traf der angestrebte Übergang des Landes zur Demokratie
auf zahlreiche Herausforderungen, darunter Korruption, Gewalt und politische Instabilität.

Der anhaltende Niedergang der Demokratie
Die erste große Beeinträchtigung der Demokratie in Kambodscha erfolgte direkt nach den Wahlen
von 1993, als sich die derzeitige Regierungspartei CPP weigerte, ihre Wahlniederlage zu akzeptieren
und mit Sezession und Gewalt drohte. Seitdem präsentiert sich die CPP als Garant des Friedens und
beweist gleichzeitig immer wieder, dass sie grundsätzlich in der Lage ist, Gewalt gegen die
politische Opposition und zivilgesellschaftliche Strukturen anzuwenden, sobald ihre Herrschaft in
Frage gestellt wird. Während der langen Zeit ihrer Vorherrschaft hat die CPP jede nationale Wahl
gewonnen, ohne dass ein Klima des offenen politischen Wettbewerbs und des Pluralismus herrschte.
Vorwürfe gegen die CPP umfassen dabei Wahlmanipulation, die Unterdrückung der politischen
Opposition und massive Menschenrechtsverletzungen.

Die Unabhängigkeit von der Kolonialmacht Frankreich wird oft
wirkungsvoll inszeniert, Ausdruck von politischer Pluralität ist sie jedoch
nicht. ©Simon Kaack/südostasien

Eine kurzzeitige Ausweitung demokratischer Spielräume infolge großer Stimmgewinne der
Opposition bei den Wahlen 2013 wurde zunichte gemacht, als die Oppositionspartei Cambodia
National Rescue Party (CNRP) 2017 vom Obersten Gerichtshof aufgelöst wurde und die CPP als
einzige politische Kraft im Land zurückblieb. Infolgedessen steht die Zivilgesellschaft in
Kambodscha vor großen Herausforderungen bei der Förderung demokratischer Ideale und dem
Schutz der Menschenrechte.



Einschränkungen der Meinungsfreiheit
Die Regierung hat sukzessive das Recht auf freie Meinungsäußerung eingeschränkt, unter anderem
durch die Schließung unabhängiger Medien und die Inhaftierung von Journalisten und politischen
Dissidenten. Nichtregierungsorganisationen, die sich mit Menschenrechten, Demokratie und
Umweltschutz befassen, wurden ebenfalls ins Visier genommen, viele von ihnen sind verstärkter
Kontrolle und Schikane seitens der Regierung ausgesetzt. Kambodscha entwickelt sich zu einem
dynastischen System, in dem eine Gruppe von Herrscherfamilien die Kontrolle über kritische
Bereiche der Industrie und Wirtschaft sowie über die Ministerien des Staates monopolisiert, in dem
Wahlen immer unfairer werden und in dem die Justiz verstärkt zur Bestrafung Andersdenkender
eingesetzt wird. Dies wirkt sich negativ auf die Qualität der Staatsführung aus. Außerdem wird die
Fähigkeit der Regierung, auf strukturelle und gesellschaftliche Herausforderungen wie Korruption,
Ungleichheit, unzureichende Infrastruktur, Umweltzerstörung und geschlechtsspezifische Gewalt zu
reagieren, immer weiter eingeschränkt.

Politische Opposition unter Anklage
Die Demokratie in Kambodscha ist aufgrund des harten Vorgehens der Regierung gegen die
Opposition, Nichtregierungsorganisationen und unabhängige Medien in einem ständigen
Niedergang begriffen, was zur Schließung des zivilen Raums und zur Aushöhlung des
Kontrollsystems des Landes geführt hat. 2022 fanden drei separate Massenprozesse statt, die zur
Verurteilung mehrerer Mitglieder und Aktivisten der Oppositionsparteien führten. Die Prozesse
wurden wegen mangelnder Unabhängigkeit kritisiert. Im August 2022 wurde ein weiterer
Massenprozess eingeleitet, bei dem 37 ehemalige Mitglieder der Oppositionspartei wegen
„Verschwörung“ angeklagt wurden. Der Prozess begann im September 2022. Im Dezember 2022
wurden 36 hochrangige Funktionäre der verbotenen CNRP zu Haftstrafen verurteilt, weil sie den
Versuch eines Vizepräsidenten unterstützt hatten, nach Kambodscha zurückzukehren. Die meisten
verurteilten Funktionäre waren bereits aus dem Land geflohen und lebten im Exil. Diese Prozesse
wurden als unzureichend und politisch motiviert kritisiert.

Auswirkungen auf die Medienlandschaft



Die Wirkung von Wahllokalen ist oft bereits im Vorhinein beschränkt, da
das Parteienspektrum wiederholt stark beschnitten wird. © COMFREL

Die Regierung setzt repressive Maßnahmen ein, um die Presse- und Meinungsfreiheit
einzuschränken. Journalisten sind Gewalt, Schikanen, gerichtlicher Verfolgung und Zensur
ausgesetzt. Im November 2022 forderten 32 Organisationen in einer gemeinsamen Erklärung mehr
Respekt und Schutz für Journalisten. Nach Angaben der Cambodian Journalists Alliance Association
(CamboJA) wurden allein in den zehn Monaten zwischen Januar und Oktober 2022 57
Journalist*innen belästigt, 23 waren Gewalt und Drohungen ausgesetzt, 12 wurden verhaftet, 12
wurden gerichtlich verfolgt, und vier Medienunternehmen wurde die Lizenz entzogen. In einem
Bericht des Büros des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte wird
festgestellt, dass Journalist*innen zunehmend Druck, Schikanen und Gewalt ausgesetzt sind.

Medien befinden sich überwiegend in den Händen von Mitgliedern der Regierungspartei. Freedom
House stufte Kambodscha in Bezug auf die Internetfreiheit als „teilweise frei“ ein, wobei der Zugang
und die Inhalte eingeschränkt sind, und die Rechte der Nutzer verletzt werden. Das
Kambodschanische Zentrum für Menschenrechte stellte keine Verbesserungen in Bezug auf die
Pressefreiheit fest. Einschüchterungen, Überwachung, Drohungen und gerichtliche Schikanen
werden regelmäßig gegen diejenigen eingesetzt, die ihre Meinung sagen. Von September 2021 bis
August 2022 wurden gegen 20 Journalist*innen und 13 Menschenrechtsverteidiger*innen
gerichtliche Schritte eingeleitet. Die Schließung kritischer Medien hat dazu geführt, dass den
Bürger*innen weniger zuverlässige Nachrichtenquellen zur Verfügung stehen.

Der Arbeitsmarkt und die fehlende Unabhängigkeit
Der Arbeitsmarkt in Kambodscha steht weiterhin vor Herausforderungen, darunter die
Unterdrückung unabhängiger Gewerkschaften und der Mobilisierung von Arbeitnehmer*innen. Das
kurz- und langfristige Wohlergehen von Arbeitnehmer*innen wird vernachlässigt. Wirksame
Maßnahmen zur Verbesserung der Fähigkeiten von Arbeitnehmer*innen, den sich ändernden
Anforderungen der Industrie gerecht zu werden und im internationalen Wettbewerb zu bestehen,
fehlen.



Aufklärung und Information, wie die Schulung von Wahlbeobachter*innen
können helfen, autokratische Repressionen einzudämmen. © COMFREL

Die Regierung hat sich dafür entschieden, unabhängige Gewerkschaften zu isolieren und die
Mobilisierung der Arbeitnehmer durch Gewalt und Rechtsstaatlichkeit zu verhindern. Trotz
Verhandlungen wurde der Mindestlohn lediglich auf 202 USD (rund 186 Euro) pro Monat
angehoben, was nicht als existenzsichernder Lohn für die Beschäftigten angesehen wird. Das
Nagaworld-Kasino weigerte sich, Entschädigungen gemäß den Arbeitsgesetzen zu zahlen, was zur
Entlassung von 365 Beschäftigten führte. Der Gewerkschafter Chhim Sithar von der Gewerkschaft
Labor Rights Supported Union of Khmer Employees of Nagaworld (LRSU) wurde verhaftet und
angeklagt, viele streikende Arbeitnehmer ebenfalls. Diese Maßnahmen sind mit den Grundprinzipien
der Rechtsstaatlichkeit unvereinbar und stellen eine Herausforderung für die Arbeitnehmerrechte in
Kambodscha dar.

Wahlen ohne Pluralismus
Das politische System beinhaltet Wahlen ohne liberalen Pluralismus und ohne echte
Wahlmöglichkeiten für die Bürger*innen. Die Menschen müssen ihre Selbstzensur aus Angst vor
Strafverfolgung und Gewalt ständig verstärken. Viele Nichtregierungsorganisationen (NRO)
erbringen Dienstleistungen, bemühen sich aber nicht um strukturelle Reformen oder politische
Lösungen für die eigentlichen Ursachen der Probleme.

Das derzeitige politische System hat schrittweise Gesetze und Praktiken institutionalisiert, die dem
liberalen demokratischen Pluralismus und den politischen Rechten zuwiderlaufen. Die politischen
Behörden in Kambodscha setzen auf eine Mischung aus Kooptation und Zwang, wobei die Kontrolle
über die Sicherheitsdienste und die Streitkräfte gewährleistet, dass jede Herausforderung der
Machthaber durch repressive Maßnahmen beseitigt wird. Seit der Ausschaltung der wichtigsten
Oppositionspartei im Jahr 2017 ist das Regime zunehmend zu einer Taktik der Rechtsstaatlichkeit
übergegangen, die der Repression den Anschein der Legalität verleiht. Offensichtlich wurde das
2022 bei den Massenprozessen gegen Mitglieder politischer Oppositionsparteien, bei denen
grundlegende Ausdrucksformen der Grundfreiheiten (Meinungs-, Versammlungs- und
Vereinigungsfreiheit) von den Behörden als schwere Straftaten eingestuft wurden, von



Aufwiegelung bis hin zu Rebellion und Hochverrat.

Menschenrechte und Demokratie

Proteste gegen die Schließung des Nachrichtenportals VOD am 13.
Februar 2023. Bürger*innen hatten sich hierzu vor dem Büro von CCIM,
das das Portal betrieb, in Phnom Penh versammelt. © LICADHO

Der Zustand der Demokratie in Kambodscha ist prekär. Ernsthafte Besorgnis über politische
Instabilität, Menschenrechtsverletzungen und Einschränkungen der Meinungsfreiheit ist
angebracht. Gleichzeitig ist das Interesse der Öffentlichkeit an der Demokratie ungebrochen, was
sich in den regelmäßig wiederkehrenden Wahlergebnissen und der Wahlbeteiligung widerspiegelt
(was ein erhebliches Risiko für die finanzielle und persönliche Sicherheit des Einzelnen darstellt).
Eine demokratischere Zukunft für Kambodscha wird von einer verstärkten internationalen
Unterstützung, dem Engagement der Zivilgesellschaft und der Reform der Regierung abhängen.
Wenn wir zusammenarbeiten, ist es möglich, eine demokratischere und gerechtere Gesellschaft in
Kambodscha zu fördern.

Die Förderung der Demokratie hängt ab von der Stärkung der Rechtsstaatlichkeit und der
Förderung der Rechenschaftspflicht bei Menschenrechtsverletzungen, der Unterstützung
unabhängiger Medien und dem Schutz der Meinungsfreiheit, der Ermutigung der Regierung zum
Dialog mit zivilgesellschaftlichen Organisationen und Oppositionsparteien. Weiterhin bedarf es der
Förderung fairer und transparenter Wahlen, einschließlich internationaler Überwachung, sowie der
finanziellen und technischen Unterstützung zivilgesellschaftlicher Organisationen, die sich mit
Demokratie- und Menschenrechtsfragen befassen.

Aktiver Ansatz der internationalen Gemeinschaft
Will die internationale Gemeinschaft die Demokratisierung unterstützen, muss sie einen aktiveren



und selbstbewussteren Ansatz verfolgen. Auch Kambodschas Demokraten und wichtige Akteure, die
eine verantwortungsvolle Regierungsführung anstreben, müssen neue Wege finden, um in dem
begrenzten zivilgesellschaftlichen Raum neue Strategien zur Verbreitung demokratischer Normen
zu entwickeln und die Zusammenarbeit in ihren Bemühungen zu verbessern.

Übersetzung aus dem Englischen von: Simon Kaack
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